Inhalt
Erste „Stolperschwelle“ außerhalb Europas
Macri kündigt Reformen an
Die Woche in Argentinien
Julio De Vido
Im Blickfeld: Pappkamerad Puigdemont
Randglossen
Steuereinnahmen im Oktober: +31,4%
Ein Reformprojekt der Arbeitsgesetzgebung
Die Steuerreform
Argentinische Wirtschaft
Lateinamerikanische Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Ein revolutionäres Programm mit großen Fragezeichen
Die Problematik der Provinzsteuern
Freitag, 3. November 2017 - 128. Jahrgang Nr. 32.161
Erste „Stolperschwelle“ außerhalb Europas
Gedenkplakette in der Pestalozzi-Schule von Buenos Aires
Margot Aberle Strauss (l.) bei der Legung der „Stolperschwelle“.
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Ein Novum: Erstmals gibt es außerhalb Europas eine „Stolperschwelle“ in Gedenken an Menschen, die während des Nationalsozialismus verfolgt wurden. Am Montag wurde die Gedenkplakette in den Boden des Eingangsbereichs der Pestalozzi-Schule von Buenos Aires gesetzt.
Anders als in Europa, wo die Gedenktafeln zumeist dort platziert werden, wo die Verfolgten ihren letzten freigewählten Wohnsitz hatten, wird mit der Schule im Stadtteil Belgrano nun ein Ort des Schutzes geehrt. „Es erinnert daran, dass es auch in den dunkelsten Zeiten Orte des Humanismus gibt“, strich der deutsche Botschafter Jürgen Christian Mertens heraus. Das Gedenken an den Holocaust sei nach 1945 zur deutschen Identität geworden. Deutschland trage heute in besonderer Weise Verantwortung, dass so etwas nie wieder passiere, betonte der Diplomat.
Die Pestalozzi-Schule wurde 1934 gegründet als Reaktion auf die NS-Gleichschaltung der deutschen Schulen am Río de la Plata. Kinder von rassisch oder politisch Verfolgten erhielten hier eine an humanistischen Werten orientierte Bildung. Maßgeblicher Mitgründer war der damalige Tageblatt-Direktor Dr. Ernesto Alemann, dessen Sohn und heutiger AT-Verleger Dr. Juan Alemann der feierlichen Zeremonie beiwohnte.
Emotionaler Höhepunkt am Montag war der Auftritt von Margot Aberle Strauss, die 1938 als Zehnjährige mit ihrer jüdischen Familie nach Argentinien flüchtete und in die 5. Klasse der Pestalozzi-Schule kam. Von ihr stammt das Zitat „Die Schule hat mir ein Gefühl der Geborgenheit gegeben und das Trauma der Emigration erleichtert.“ Dieses ist nun auf der Bronzeplakette zu lesen, welche im Beisein der ehemaligen Schülerin in den Boden gelegt wurde.
Aus Deutschland angereist war Anna Warda, die Koordinatorin des Projekts „Stolpersteine“, das 1992 von dem Künstler Gunter Demnig ins Leben gerufen wurde. Sie äußerte sich zuversichtlich, dass die Stolperschwelle in Buenos Aires zur Reflexion anregen werde - auch wegen der aktuellen Flüchtlingsthematik: „Mit der Stolperschwelle in der Pestalozzi-Schule machen wir deutlich: Die Flüchtlinge sind auch Opfer gewesen.“
Schulleiter Michael Röhrig betonte, dass es besonderen Sinn mache, an einer Schule die Plakette platzieren. Schließlich seien gerade Pädagogen gefordert, an die NS-Zeit zu erinnern und somit dafür zu sorgen, dass sich eine solche Zeit nicht wiederholt. Für die Pestalozzi-Schule sprachen des Weiteren Fernanda Oliden als Vorsitzende des Schulvereins sowie zur Begrüßung Ezequiel Yañez, der für interkulturelles Management zuständig ist. Die Stadtregierung von Buenos Aires war durch Pamela Malewicz, die Staatssekretärin für Menschenrechte, vertreten. Für den musikalischen Rahmen sorgten mit Ángeles Borracci (Violoncello), Ayelén Borracci (Querflöte) y Lucía Erycewicz (Geige) drei ehemalige Pestalozzi-Schülerinnen.
„Stolpersteine“ gilt heute als das größte dezentrale Mahnmal der Welt. Derzeit gibt es in Deutschland und 21 weiteren europäischen Ländern rund 61.000 Steine. Wie Warda gegenüber dem AT ausführte, sei „Stolpersteine“ auch Vorbild für die Aktion „Baldosas por la memoria“ in Argentinien gewesen. Diese erinnert mit Gedenktafeln an die Opfer der Militärdiktatur.
Das gängige Format „Stolperstein“ ist quadratisch und weist eine Kantenlänge von 9,60 Zentimetern auf. Wird an einem Gebäude an eine Vielzahl von Personen erinnert, wird eine größere „Stolperschwelle“ gesetzt - wie im Falle der Pestalozzi-Schule. Die Idee, eine solche Gedenkplakette in Buenos Aires zu platzieren, kam von Gerhard Krummacher, einem ehemaligen Geschäftsmann, der heute am Bodensee lebt, beruflich bedingt aber auch einige Jahre in Argentinien tätig gewesen war. Seine Frau Claudia Frey-Krummacher war zehn Jahre lang Leiterin der Pestalozzi-Schule.
Vom Bodensee stammte auch die eigens für Argentinien gestaltete Ausstellung über das Projekt „Stolpersteine“ im Allgemeinen sowie Flucht und Emigration nach Argentinien im Besonderen. Ehrenamtliche Mitarbeiter des Projekts „Stolpersteine“ in Konstanz hatten die Präsentation mit spanischen Erläuterungen gestaltet, die noch bis zum 15. November in der Pestalozzi-Schule zu sehen ist. Danach soll sie auch anderen deutschen Schulen in Argentinien zur Verfügung gestellt werden.
Argentinien
Macri kündigt Reformen an
Steuersenkungen und Kürzungen der Staatsausgaben als Ziele
Mauricio Macri bei seiner Rede im CCK. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - Präsident Mauricio Macri hat ein ambitioniertes Reformprogramm vorgestellt. Nur eine Woche nach dem landesweiten Sieg der Regierungskoalition „Cambiemos“ (Verändern wir) bei der Halbzeitwahl zur Erneuerung des Kongresses kündigte Macri am Montag Initiativen zur Kontrolle der Staatsausgaben an, um das hohe Haushaltsdefizit in Griff zu bekommen. Dieses lag 2016 bei 4,6 Prozent der Wirtschaftsleistung und wird dieses Jahr voraussichtlich um die 4,0 Prozent betragen.
Steuersenkungen sollen andererseits die Investitionen im Privatbereich ankurbeln. „Eine neue Zeit beginnt“, sagte der Präsident bei einer Ansprache vor Ministern, Gouverneuren und Parlamentariern im Kirchner-Kulturzentrum (CCK). Macri warb für eine wirtschaftliche Öffnung Argentiniens: „Wir können nicht weiter eines der meist abgeschotteten Länder sein. Es gibt keine Möglichkeit, aus der Armut herauszukommen, als dass wir uns in ein exportorientiertes Land verwandeln“, formulierte der Präsident.
Seine Ankündigungen kreisten dabei um drei Achsen: Finanzpolitische Verantwortung, Schaffung von Arbeitsplätzen sowie verbesserte Qualität der Behörden und Institutionen. Letztere sollten nicht der Politik dienen, sondern den Bürgern, hob Macri während seiner 43-minütigen Rede hervor.
In diesem Zusammenhang kündigte er Reformen im Justizwesen, dem Wahlsystem und ein höheres Maß an Transparenz an, um die Korruption zu bekämpfen. Als besonders krasses Beispiel für aktuellen Missstand nannte er den Umstand, dass gegenwärtig 1700 Mitarbeiter in der Kongressbibliothek beschäftigt seien, „eine skandalöse Zahl“. Ehrenrenten sollten zudem gestrichen werden, meinte der Präsident.
Auch allgemein kündigte er Änderungen im Rentensystem an. Alle drei Monate solle eine Anpassung der Altersbezüge an die Inflationsrate erfolgen, aber die Renten sollten grundsätzlich nicht vor dem Erreichen des Rentenregelalters zur Auszahlung kommen (65 Jahre Männer, 60 Jahre Frauen).
Der Präsident blieb in vielen Punkten noch im Allgemeinen. Die konkrete Ausarbeitung der Reformen sollen nun seine Fachminister vornehmen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Neue Minister
Revirement in der Nationalregierung: Nach seinen Reformankündigungen (siehe rechts unten) hat Präsident Mauricio Macri auch personelle Änderungen in seinem Kabinett vorgenommen: Luis Miguel Etchevehere, der Vorsitzende des Agrarverbandes Sociedad Rural, wird neuer Minister für industrielle Landwirtschaft (Agroindustrie). Er löst auf diesem Posten Ricardo Buryaile ab, der zukünftig als argentinischer Botschafter bei der Europäischen Union fungieren wird. In Brüssel soll Buryaile helfen, das Abkommen zwischen Mercosur und EU unter Dach und Fach zu bringen. Auch das Gesundheitsministerium hat ab sofort eine neue Leitung: Macri ersetzte den bisherigen Minister Jorge Lemus durch dessen Vize Adolfo Rubinstein, der der Radikalen Bürger Union (UCR) angehört. Kabinettschef Marcos Peña begründete die personellen Änderungen mit dem Wunsch, der Regierungsmannschaft „frische Luft“ zuzuführen. „Wir glauben, es ist gut für die Reformanstrengungen, dass sich das Kabinett von Zeit zu Zeit erneuert“, meinte Peña.
Identität geklärt
Eine heute 38-jährige Argentinierin hat erst jetzt erfahren, dass ihre wahre Mutter eine Gefangene der Militärdiktatur war und seither verschwunden ist. Das teilte Estela de Carlotto, Präsidentin der Menschenrechtsorganisation Abuelas de Plaza de Mayo („Großmütter der Plaza de Mayo“), vor wenigen Tagen beim 40. Jubiläum ihres Verbandes in Buenos Aires mit. Unter welcher Identität die Frau aufgewachsen ist, wurde nicht näher erläutert. Die Mutter der Frau, eine damals 24-jährige Jurastudentin und Linksaktivistin, sei 1977 in La Plata von Sicherheitskräften verschleppt worden. Von dort sei die junge Frau in einen geheimen Haftort gebracht worden. Knapp ein Jahr später habe ihre Familie einen Brief erhalten, in dem die Frau mitteilte, schwanger zu sein und Anfang 1979 ein Kind zu erwarten. Bislang haben 125 Menschen erst Jahre später erfahren, dass ihre richtigen Eltern während der Diktatur verschleppt oder ermordet worden waren.
Gils Carbó gibt auf
Alejandra Gils Carbós Tage als Generalstaatsanwältin sind gezählt. Am Montag kündigte die 59-Jährige ihren Rücktritt für den 30. Dezember dieses Jahres an. Vorausgegangen war ein Richterspruch, der besagte, dass es nicht notwendig sei, ein Amtsenthebungsverfahren wie bei politischen Amtsträgern anzustrengen, um Gils Carbó ihres Postens zu entheben. Das Ziel, die ungeliebte Juristin loszuwerden, verfolgt die Regierung von Präsident Mauricio Macri bereits seit Längerem. Zum einen ist es ihr ein Dorn im Auge, dass mit Gils Carbó noch eine Parteigängerin der ehemaligen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner als Chefin der Staatsanwälte fungiert. Zum anderen werden der Juristin auch Unregelmäßigkeiten beim Kauf eines neuen Gebäudes für die Bundesstaatsanwaltschaft vorgeworfen. Macri kann für 2018 nun einen neuen Generalstaatsanwalt benennen. Er ist aber auf die Zustimmung des Senats angewiesen.
Streik bei Aerolíneas
Nicht gerade Werbung für „Aerolíneas Argentinas“ machten Anfang dieser Woche die eigenen Mitarbeiter der staatlichen Fluggesellschaft. Sie legten ab Montagabend für 24 Stunden ihre Arbeit nieder, was zur Absage von 380 nationalen und internationalen Flügen führte. Betroffen waren rund 40.000 Passagiere, darunter viele Touristen, auf deren Rücken der Tarifstreit ausgetragen wurde. Teilweise müssen sie nun bis zu einer Woche warten, ehe sie einen neuen Flug bekommen. In der Auseinandersetzung um Lohnerhöhungen gehen die Vorstellungen der Fluggesellschaft und der Gewerkschaften weit auseinander: Während erstere lediglich eine Anhebung der Gehälter um bis zu 20 Prozent anbietet, fordern die Mitarbeitervertreter mindestens 24,7 Prozent. Zudem wollen sie Ausgleichszahlungen für inflationsbedingte Kaufkraftverluste im vorigen Jahr.
Moreno verurteilt
Guillermo Moreno darf nie wieder öffentliche Ämter bekleiden. Dies beschloss am Montag das 5. Bundesstrafgericht durch mehrheitlichen Richterspruch. Zudem brummten die zuständigen Juristen dem einst mächtigen Staatssekretär für Binnenwirtschaft eine zweieinhalbjährige Bewährungsstrafe sowie ein Strafgeld von 185.000 Pesos auf, das Moreno mit den Mitangeklagten Fabián Dragone und Guillermo Cosentino aufbringen muss. In dem Prozess ging es um eine Klage der Mediengruppe „Clarín“, die sich auf die von Moreno gestartete Kampagne „Clarín lügt“ bezog. Der Kirchner-treue Politiker hatte während seiner Amtszeit (2006 bis 2013) öffentliche Gelder für Luftballons, Schlüsselanhänger, Kugelschreiber und Socken ausgegeben, auf denen die Mediengruppe verunglimpft wurde. Die Richter sahen den Tatbestand der Veruntreuung öffentlicher Gelder als erwiesen an. Sie blieben mit ihrem Urteil jedoch unter dem Antrag der Klägerseite zurück, die sechs Jahre Gefängnis gefordert hatte. Moreno, der noch die Möglichkeit der Berufung hat, ließ sich nach der Urteilsverkündung von seinen Anhängern feiern. (AT/mc/dpa)
Meinung
Julio De Vido
Von Juan E. Alemann
Der einst mächtige Planungsminister der Kirchners sitzt jetzt in Haft, im Gefängnis von Ezeiza. Sic transit gloria mundi. Mehrere seiner unmittelbaren Mitarbeiter, Transportsekretär Ricardo Jaime, Bautensekretär José López und sein Koordinierungssekretär und Vertrauensmann Roberto Baratta befinden sich schon in Haft. De Vido kann sich gewiss nicht der Verantwortung entziehen, die ihm als Chef zusteht. Jetzt fehlt noch eine Stufe in der Regierungshierarchie, und dann ist auch Cristina Fernández de Kirchner an der Reihe.
Von den 120 Gerichtsverfahren und fünf Anklagen, die De Vido betreffen, sind mehrere lange vor dem Regierungswechsel eingereicht worden. Doch erst jetzt hat ein Richter eine Präventivhaft mit Gefängnis verhängt, mit dem Argument, dass er die Untersuchung stören könne. Das ist jedoch an den Haaren herbeigezogen, nachdem er jetzt keinen Einfluss auf die Justiz hat. Mehrere Richter sollten zunächst erklären, warum sie ihre Arbeit nicht getan haben. Er hätte schon längst verurteilt sein müssen.
Von den zahlreichen Gerichtsverfahren, die gegen De Vido laufen, wurde zunächst seine Verantwortung für den Unfall am Bahnhof Once hervorgehoben, bei dem 51 Menschen ums Leben kamen. Die Schuld fällt in erster Linie auf den Fahrer, der schon vorher gemerkt hatte, dass die Bremsen nicht gut funktionierten, und somit entweder die Fahrt hätte unterbrechen oder ganz langsam zum Endbahnhof fahren müssen. An zweiter Stelle ist die Gewerkschaft verantwortlich (die jedoch nicht einmal erwähnt wurde), weil sie verhindert hat, dass strengere Anforderungen für Zugfahrer eingeführt werden. Danach kommt das Unternehmen, das diese Eisenbahn betrieb, und danach der Transportsekretär, der sich auch um Sicherheit des Eisenbahntransports kümmern muss. Der Minister über diesem kann sich gewiss nicht mit den Eisenbahnbremsen befassen, umso weniger, als diese vorher jahrelang ordentlich funktionierten, und es nur minimale Probleme gab.
Doch die Verhaftung des ehemaligen Ministers erfolgte wegen seiner Verantwortung im Fall des Bergwerkes Rio Turbio. Hier wurden umgerechnet über drei Milliarden Dollar sinnlos vergeudet. Es ist jedoch fraglich, ob man den zuständigen Minister für Fehlentscheidungen strafrechtlich verantwortlich machen kann. Er kann angeben, im guten Glauben gehandelt und sich geirrt zu haben. Doch in diesem Fall ist einmal ein Betrag von umgerechnet zwischen fünfzig und hundert Millionen Dollar spurlos verschwunden, und dafür muss De Vido eine gute Erklärung haben. Besonders belastend ist hier das System der Aufschläge auf die Preise, das er eingeführt hat, indem eine Provinz-Universität als Zwischenhändler eingeschaltet wurde, die nicht der normalen Kontrolle unterworfen ist, die sonst bei der Staatsverwaltung besteht. Das war eine klares Manöver, um zu stehlen.
Hinzu kommen jetzt noch die Überpreise, die bei importiertem Pressgas gezahlt wurden, wobei angeblich auch eine Ladung bezahlt wurde, die nie angekommen ist. Bei den hohen Preisen beruft sich De Vido zunächst auf den Umstand, dass die Preise schwanken und bei kurzfristigen Bestellungen (weil eine plötzliche Knappheit eintritt) höher sind. Der Nachweis, dass De Vido einen Überpreis eingesteckt hat, ist nicht einfach.
Schließlich kommen noch die nachgewiesenen Überpreise bei öffentlichen Bauten, besonders beim Straßenbau und die Bevorzugung des Bauunternehmers Lázaro Báez bei der Zuteilung sowie, nicht zuletzt, die Schmiergelder, die Jaime eingesteckt hat, u.a. beim Kauf schrottreifer Eisenbahnwaggons in Spanien. Und ebenfalls wird DeVido auch den Ursprung seines Vermögens erklären müssen.
Meinung
Im Blickfeld: Pappkamerad Puigdemont
Von Stefan Kuhn
Ein bisschen Symbolcharakter hat das schon. Im negativen Sinne. Carles Puigdemont, der von Spanien abgesetzte Chef der katalanischen Regionalregierung und Hauptverantwortliche der Katalonienkrise, hat sich nach Brüssel abgesetzt. Die belgische Hauptstadt ist Sitz der Europäischen Union, die nun gar nichts von einem unabhängigen Katalonien wissen will und Puigdemont klar gemacht hatte, dass eine Loslösung von Spanien automatisch einen Rauswurf aus der EU bedeuten würde. Belgien war zwar als Spanische Niederlande wie Katalonien auch schon von Madrid aus regiert worden. Es wurde die fernen Herren aus Iberien aber in dem Jahr los, in dem Katalonien seinen Autonomiestatus verlor. 1714 im Spanischen Erbfolgekrieg.
Puigdemonts Aufenthalt in Brüssel zeigt vor allem eines: fehlende Courage. Er sollte zumindest die Suppe auslöffeln, die er sich selbst, seiner Region und ganz Spanien eingebrockt hat. Der Chef der „Generalitat“ hatte alle Chancen, die Krise zu beenden, er hat auch die letzte verpasst. Zaudern, Verzögern, angekündigte Reden, Erklärungen und Abstimmungen verschieben sind ein eindeutiges Zeichen. Puigdemont war nie Herr der Lage. Er wurde von innerparteilichen Hardlinern herumgeschubst, und sein Regierungsbündnis hatte nur einen gemeinsamen Nenner: die Unabhängigkeit. Es war ein übergroßer Nenner, denn über das Wie, Wann und vor allem die Durchsetzbarkeit dieses Anliegens wurde nie ernsthaft diskutiert.
Der erste Fehler war nicht das Autonomiereferendum, sondern ein zuvor verabschiedetes Gesetz, das diese Volksabstimmung als verbindlich deklarierte. Das Ergebnis des Referendums war trotz aller Mängel beeindruckend. Aber wenn sich bei einer Wahlbeteiligung von 42 Prozent 90 Prozent für eine unabhängiges Katalonien entscheiden, kann das kein verbindliches Mandat für eine Regionalregierung sein. Vor allem nicht, weil die Abstimmung vom Obersten Gericht Spaniens als verfassungswidrig erklärt wurde, und ein Gros der Unabhängigkeitsgegner gar nicht zu den Urnen ging. Gewaltige Fehler machte in dieser Hinsicht auch die spanische Nationalregierung. Sie versuchte den Urnengang mit Gewalt zu verhindern. Das war Wasser auf den Mühlen der Separatisten.
Nüchtern betrachtet ist das Ergebnis des Referendums halbwegs glaubwürdig. Auf die katalanische Bevölkerung hochgerechnet, dürfte man etwa auf ein Patt zwischen Befürwortern und Gegnern der Unabhängigkeit kommen. Vermutlich haben die Separatisten sogar leicht die Nase vorn. Dennoch entsprach die Volksbefragung keinesfalls internationalen Standards. Wenn nur die Befürworter wählen, dürften man auch beim Auszählen der Stimmen wenig objektive Wahlhelfer finden.
Die Intention der katalanischen Generalitat war klar. Mit dem Referendum sollte Druck auf die spanische Nationalregierung ausgeübt werden. Ein unverbindlicher Stimmungstest hätte jedoch ähnliche Wirkung gehabt. Vielleicht sogar eine stärkere. Wenn 70 Prozent der Wahlberechtigten frei zu den Urnen gehen, und deutlich mehr als die Hälfte für die Unabhängigkeit stimmen, hat das mehr Wirkung. Dann könnte man sagen: Wer hier nicht abstimmt, dem liegt nichts an der Sache. Die Frage bei diesem Szenario ist allerdings, ob die spanische Nationalregierung einen unverbindlichen Stimmungstest zugelassen hätte. Verfassungsrechtlich hätte sie allerdings weniger Chancen gehabt, diesen zu verbieten.
Puigdemonts Reaktion auf das Ergebnis des Referendums war nachvollziehbar. Er wollte die Geister bändigen, die er gerufen hatte. Er musste die Unabhängigkeit erklären und wollte dennoch Zeit gewinnen. Er tat es und setzte die Entscheidung gleich wieder aus, um Verhandlungen mit der Nationalregierung zu ermöglichen. Für Spaniens Premier Mariano Rajoy war das unannehmbar. Man kann über alles reden, nur nicht über die Unabhängigkeit. Es kam, was kommen musste, und was man in Argentinien seit langem kennt. Die Nationalregierung interveniert, setzt die Regionalregierung ab und einen Verwalter ein. Im Fall Katalonien ist das die Vizeregierungschefin Soraya Sáenz de Santamaría. Gegen die katalanischen Initiatoren des Abspaltungsprozesses wurde Anklage erhoben. Unter anderem wirft man ihnen „Rebellion“ vor.
Puigdemont ist natürlich auch einer der Angeklagten. Dabei hätte er die Krise leicht entschärfen können: der Regierung in Madrid zuvorkommen und Neuwahlen in Katalonien ausrufen. Er hat das wohl auf Druck der Hardliner in seinem Regierungsbündnis unterlassen. Madrid hatte signalisiert, dass die Zwangsmaßnahmen im Falle von Neuwahlen ausgesetzt würden. Puigdemont hätte diese Neuwahlen als zweites Referendum postulieren können. Es ist nicht nachvollziehbar, dass er das nicht getan hat.
Gut, die von der spanischen Zentralregierung für den 21. Dezember angeordneten Neuwahlen in Katalonien können immer noch zu einem zweiten Referendum werden. Die separatistischen katalanischen Parteien wollen jedenfalls daran teilnehmen. Puigdemont wird dabei jedoch keine Rolle mehr spielen. Der große Zündler hat sich aus der Politik verabschiedet. Er weigert sich, nach Spanien oder in sein Katalonien zurückzukehren. Er argumentiert damit, dass er wohl keinen fairen Prozess bekommen würde. Das ist ebenso Unsinn, wie die Anklage wegen „Rebellion“ gegen ihn. Aber abgesehen davon würde wohl jeder wahre Unabhängigkeitskämpfer die Chance nutzen, in einem großen Prozess, seine Argumente vorzutragen. Puigdemont nicht. Er ist ein Treppenwitz der spanischen Geschichte, ein Pappkamerad der katalanischen Separatisten.
Meinung
Randglossen
Am gleichen Tag, an dem Präsident Macri seine Grundsatzrede für seine zweite Regierungsperiode hielt, wurde bekannt, dass die Vorsitzende der Staatsanwälte, Alejandra Gils Carbó, ihren Rücktritt per Ende Dezember eingereicht hat. Das ist ein großer Triumph für Macri, der diese notorische “Cristinistin” bisher nicht absetzen konnte. Offensichtlich will sie den Skandal politisch entkräften, der beim Prozess wegen eines hohen Schmiergeldes beim Kauf eines Gebäudes für ihr Amt aufgekommen war. Jetzt lenkt sich die Aufmerksamkeit auf die Frage, wer ihr Nachfolger sein wird. Mit Gils Carbó verliert der Kirchnerismus eine wesentliche Machtposition in der Justiz, die störend für die Politik von Macri wirkte. Die Prozesse gegen korrupte Beamte der Kirchner-Regierungen dürften jetzt beschleunigt werden.
Was soll man tun? Der Anschlag eines islamistischen Attentäters in New York, bei dem acht Menschen, darunter fünf Argentinier, starben, hinterlässt ein Gefühl der Ohnmacht. Es tröstet wenig, wenn man sich vergegenwärtigt, dass dies immer und überall passieren kann. Die Welt ist voll von fanatischen Irren. Einer von ihnen ist Donald Trump. Der ist zwar weit davon entfernt, ein islamistischer Attentäter zu sein, aber seine Reaktion auf das Attentat ist sinnentleert. Der aus Usbekistan stammende Attentäter kam wohl über eine Green-Card-Auslosung in die USA. Trumps Lösung: solche Auslosungen verbieten. Er könnte auch das Pseudo-Taxiunternehmen Uber verbieten, weil der vermutliche Attentäter dort Fahrer war. Er hätte sogar Recht. Fakt ist, dass die Wahrscheinlichkeit eines Attentäters aus der Green-Card-Verlosung geringer ist, als die, dass ein Uber-Fahrer Amok läuft.
Ein bisschen Argentinien in der bayrischen Provinz. Im fränkischen Zirndorf musste eine Gemeinderatssitzung ausfallen, weil sich mehr als die Hälfte der Räte in einem neueröffneten Supermarkt am fränkischen Nationalgericht „Schäufele“ labte. Man kann es den Kommunalpolitikern nicht verdenken. Jeder halbwegs vernünftige Mensch zieht eine knusprig gebratene Schweineschulter mit Klößen einem trockenen Palaver im Gemeinderat vor. Schuld hat natürlich der Bürgermeister. Er war unsensibel. Wenn es Freischwein und Freibier gibt, sollte man etwas flexibler sein. Zuerst fressen und dann palavern oder noch besser umgekehrt. „Plenus venter non studet libenter.“ Ein voller Bauch studiert oder diskutiert nicht gern.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Oktober: +31,4%
Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Oktober 2017 bei $ 219,71 Mrd, 31,4% über dem Vorjahr, was eine reale Zunahme (bei Abzug der Inflation) von 7% darstellt. Die Entwicklung war im Einzenen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 48,79 Mrd., +36,7%
- Mehrwertsteuer: $ 69,46 Mrd., +41%. Dabei stieg die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 36,6% auf $ 47,28 Mrd, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 58,3% auf $ 24,08 Mrd. zunahm. Hier kommt ein hoher Import zum Ausdruck, besonders von Konsumgütern.
- Interne Steuern: $ 6,59 Mrd., +33,9%.
- Exportzölle: $ 3,84 Mrd., -18%. Hier hat sich die Abschaffung, bzw. Verringerung dieser Zölle ausgewirkt. Aber ausserdem schreitet der Export von Sojabohne und Mais langsam voran.
- Importzölle: $ 7 Mrd.,+44,3%. Diese Zunahme bestätigt die hohen Importe.
- Benzinsteuer: $ 4,22 Mrd.,+45,5%. Trotz starker Preiserhöhungen nimmt der Benzinkonsum weiter zu.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 1,36 Mrd., +17,4%
- Sondersteuern auf Dieselöl, Pressgas und Gaskonsum: $ 3,07 Mrd., +30,3%
- Persönliche Güter: $ 2,65 Mrd., +71,2%. Hier hat sich die Weißwaschung ausgewirkt, die bisher schwarzes Vermögen jetzt in die Legalität übertragen hat, so dass es bei der Steuererklärung angegeben wird.
- Schecksteuer: $ 14,21 Mrd., +26,5%.
- Sozialbeiträge: 59,84 Mrd., +31,4%. Hier handelt es sich um Wesen um Beiträge zum Pensionierungssystem, in denen die Lohnerhöhungen und auch eine geringe Zunahme der legal Beschäftigten zum Ausdruck kommt.
Wirtschaft
Ein Reformprojekt der Arbeitsgesetzgebung
Das Arbeitsministerium hat ein Gesetzesprojekt von 145 Artikeln vorgelegt, das sich auf die Legalisierung der Schwarzarbeit und bestimmte konfliktreiche Aspekte der Arbeitsgesetzgebung bezieht. Im Einzelnen handelt es sich um Folgendes:
- Die Unternehmerbeiträge zum Pensionssystem sollen schrittweise binnen 5 Jahren bis zu einem Lohn von $ 11.500 abgeschafft werden. Im 1. Halbjahr 2018 soll der nicht erfasste Lohn $ 2.300 betragen, im 2. Halbjahr 2018 $ 4.600, 2019 $ 4.016, 2020 $ 6.900, 2021 $ 9.200 und 2022 $ 11.500.
- Bei der Berechnung der Entlassungsentschädigung sollen der zusätzliche Monatslohn (“aguinaldo”), Extrastunden, Provisionen, Sondervergütungen, Zahlungen für Ausgaben und alle nicht regelmäßigen Zahlungen ausgeschlossen werden. Das vereinfacht die Berechnung der Entschädigung und vermeidet Prozesse.
- In den Arbeitsverträgen kann die Schaffung eines Fonds vereinbart werden, der für die Zahlung von Entlassungsentschädigungen bestimmt ist. Der Fonds wird mit einem obligatorischen Beitrag des Arbeitgebers gebildet, der auf die Lohnsumme berechnet wird.
- Bei der Eintragung von schwarz beschäftigten Arbeitnehmern, die dann legal beschäftigt werden, werden die geschuldeten Beträge gestrichen. Das bezieht sich auf Beiträge zu den Pensionskassen, zum PAMI, u.a., und auch auf Zinsen und Bußen. Der Übergang auf die Legalität erfolgt kostenlos, sofern die Legalisierung binnen 6 Monate stattfindet, umfasst jedoch nur 70%, wenn sie später erfolgt.
- Die Arbeitnehmer, die auf die Legalität übergehen, haben das Recht, einen Beitrag von bis zu 60 Monaten, bezogen auf den gesetzlichen Mindestlohn, einzutragen, der bei der Pensionierung zu den Jahren mit Beiträgen addiert wird. Es wird somit davon ausgegangen, dass sie bis zu 5 Jahren gearbeitet haben. Die Eintragung muss binnen eines Jahres ab dem neuen Gesetz erfolgen.
- Die Frist, um Arbeitsprozesse einzuleiten, wird von zwei auf ein Jahr verringert.
- Es wird die Kategorie des unabhängigen Arbeiters geschaffen, der bis zu vier Arbeitern beschäftigen und für bestimmte Tätigkeiten verpflichtet werden kann. Für diese Belegschaftsmitglieder wird ein Sonderbeitrag für das Pensionssystem geschaffen.
- Die Unternehmen, die Dienstleistungen mit Dritten verpflichten, werden von der solidarischen Verantwortung bei den Verpflichtungen der Dienstleister gegenüber ihren Arbeitnehmern ausgeschlossen, was sich auch auf die Zahlung der Sozialbeiträge und auf Entlassungsentschädigungen bezieht.
- Der Arbeitgeber wird befugt, all die Änderungen bei den Bedingungen eines Arbeitnehmers einzuführen, die notwendig sind, sofern diese keinen materiellen und moralischen Schaden für den Arbeitnehmer bedeuten.
- Bei Extrastunden besteht gegenwärtig ein Aufschlag von 50% an Wochentagen und 100% an Feiertagen. Dabei wird jetzt die Möglichkeit eingeführt, Extrastunden mit einer geringeren Arbeitszeit zu kompensieren, wobei der Aufschlag dabei entfällt.
- Bei Geburt eines Sohnes oder einer Tochter erhält der Vater 15 freie Tage.
- Arbeiter, die für eine geringere als die normale Arbeitszeit verpflichtet sind, dürfen keine Extrastunden arbeiten, und ihre Arbeitszeit kann zwei Drittel der normalen nicht übersteigen.
- Es wird ein nationales Ausbildungssystem geschaffen, das bei Arbeitnehmern dauerhaft angewendet wird. Das soll durch ein Institut mit Beteiligung der Gewerkschaften, der Unternehmerverbände und des Arbeitsministeriums betreut werden.
- Es wird ein Praktikantensystem geschaffen, bei dem kein Abhängigkeitsverhältnis besteht, das auch auf den staatlichen Bereich ausgedehnt wird. Die Periode für Praktikanten wird auf 12 Monate beschränkt, bei bis zu 30 Wochenstunden. Die Praktikanten werden eine Entlohnung ohne Soziallasten erhalten.
- Es wird ein Institut, genannt AGNET, geschaffen, das sich mit Studien und Beurteilung von Medikamenten und ärztlichen Behandlungen befasst, und über die Aufnahme beim obligatorischen Programm für die Gesundheitspflege (PMO, programa médico obligatorio) urteilt. Das AGNET-Institut soll auch Gutachten bei gerichtlichen Konflikten über Sanitätsprobleme abgeben.
Wirtschaft
Die Steuerreform
Am Dienstag hat Schatzminister Nicolás Dujovne mehrere Korrekturen des Steuersystems bekanntgegeben, von denen einige schrittweise innerhalb mehrerer Jahre vollzogen werden sollen. Die Steuerbelastung soll dabei um 1,5% des BIP binnen 5 Jahren abnehmen. Es handelt sich um ein Gesetzesprojekt, das noch vom Kongress genehmigt werden muss, so das man Änderungen erwarten kann. Die Korrekturen beziehen sich selbstverständlich auf nationale Steuern. In Bezug auf die provinzielle Steuer auf den Bruttoumsatz, die am meisten beanstandet wird, sagte Dujovne, dass mit den Provinzen über eine spürbare Senkung der Sätze verhandelt werde. Der Satz der Steuer erreiche gegenwärtig bis zu 8%, und sollte höchstens halb so viel sein, sagte der Minister. Die Ankündigung des Minister lässt viele Fragen offen, die eventuell mit einer genauen Kenntnis des Gesetzesprojektes beantwortet werden können.
Die wesentlichen Reformen des nationalen Steuersystems sind folgende:
- Der Satz der Gewinnsteuer wird bei Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung von gegenwärtig 35% bei nicht in bar ausgeschütteten Gewinnen bis 2021 auf 25% verringert. Somit wären es bei Bardividenden 10 Prozentpunkte zusätzlich.
- Die Saldi zu Gunsten der Unternehmen bei der MwSt., die bei Investitionen entstehen (weil Maschinen und Anlagen mit dieser Steuer belastet sind), sollen sofort zurückgegeben werden.
- Die Schecksteuer soll schrittweise, in 5 Jahren, auf die Gewinnsteuer angerechnet werden können. Dadurch werden Unternehmen, die legal tätig sind, gegenüber denen, die schwarz arbeiten, bevorzugt.
- Das steuerfreie Minimum wird bei selbstständig Tätigen verdoppelt. Es verbleibt immer noch höher als bei denjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis tätig sind.
- Zinsen auf Lebac-Wechsel und Fristdepositen werden bei Beträgen über $ 52.000 mit 15% bei Dollaranlagen oder indexierten Anlagen, und 5% bei Pesoanlagen besteuert.
- Die Sätze interne Steuern werden bei technologischen Produkten (Mobiltelefone, Fernsehgeräte u.a., ebenfalls Automobile und Motorräder der mittleren Klasse) abgeschafft, aber bei Flugzeugen, Motorbooten und Motorrädern der oberen Klasse erhöht. Ebenfalls werden alkoholische Getränke und nicht alkoholische mit Zuckergehalt stärker besteuert.
- Auch die Brennstoffsteuern werden anders gestaltet, so dass der internationale Preis und der Wechselkurs sich weniger auf den Endpreis auswirken. Statt einem Prozentsatz soll es bei der Steuer auf Benzin und Dieselöl ein fester Betrag sein.
- Die Steuer auf Immobilienübertragung (ITI, impuesto a la transferencia de inmuebles) wird abgeschafft und durch eine Steuer ersetzt, die 15% auf die Differenz zwischen dem Verkaufspreis und dem Preis, zu dem die Immobilien gekauft wurde, ausmacht. Ausgenommen ist der Kauf einer Eigenwohnung. Angeblich soll eine Wertberichtigung des ursprünglichen Preises erlaubt werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,93, gegen $ 17,76 eine Woche zuvor. Der Kurs liegt jetzt um10% über Ende 2016. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 52,12 Mrd., gegen u$s 51,88 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs zum 28.918 lag bei $ 21,29, was einen Jahreszinssatz von 23,01% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 0,36% und liegt somit um 65,39% über Ende 2016.
***
Die Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Entwicklung auf. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,14%; Argentina 2021: -0,18%; Argentina 2026: +1,12%; Argentina 2046: +10,49%; Bonar 2024: -0,25%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 451,14 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 444,05), und bei 24 Karat zu $ 644,49 ($ 634,36).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 30.10.17 um 25,63%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 30,04% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 30.10.17 um 23,10% auf $ 1,80 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 40,52% auf $ 1,28 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 13,15% auf u$s 28,95 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 65,35% auf $ 14,78% zu.
***
Die Einnahmen aus eigenen Steuern der Provinz Buenos Aires nahmen im Oktober um 43,6% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat zu, und erreichten $ 18,60 Mrd. Davon entfielen 73,40% auf die Bruttoumsatzsteuer (+36%), 10,8% auf die Stempelsteuer (+58,1%) und 5,6% auf die Immobiliensteuer (+56,1%)
***
Der Konzern Cartellone, der sich mit Infrastrukturbauten befasst, hat mit der spanischen Isolux die Übernahme ihrer Aktiven in Argentinien vereinbart. Jetzt fehlt noch die Genehmigung der Justiz. Cartellone übernimmt dabei auch die Fertigstellung des Kraftwerkes in Río Turbio, in das angeblich noch u$s 220 Mio. investiert werden müssen, die zu den u$s 1,63 Mrd. hinzukommen, die schon investiert wurden. Ein Kraftwerk wie dieses, von 250 MW, kostet international unter u$s 700 Mio. Isolux hat in Argentinien mehrere unvollendete öffentliche Bauten.
***
Im Oktober 2017 wurden 77.227 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 21,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. In 10 Monaten sind es jetzt 778.927 Kfz, 27,8% über dem Vorjahr. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden.
***
Der Oberste Gerichtshof hat den in vielen Provinzen geltenden Aufschlag auf die Bruttoumsatzsteuer für Waren aus anderen Provinzen als verfassungswidrig erklärt, auf Grund einer Klage der Firma Bayer gegen die Provinzregierung von Santa Fé. Der Oberste Gerichtshof weist darauf hin, dass diese Diskriminierung eine Art internen Zoll darstellt, der der Verfassung widerspricht.
***
Im September 2017 wurden in der Stadt Buenos Aires 6.011 Immobilien notariell übertragen, 42,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Kollegium der Notare der Stadt. In Werten waren es $ 114,24 Mrd, 104% über dem Vorjahr. 1740 Käufe wurden mit einer Hypothek begleitet, was 28,9% aller Übertragungen ausmacht, gegen 12,8% im Vorjahr.
***
Das staatliche Amt AABE (Agencia de administración de bienes del Estado), das sich vornehmlich mit Immobilien in staatlichen Besitz befasst, hat zwei Grundstücke in der Stadt Buenos Aires für u$s 80,7 Mio. verkauft, die insgesamt 91.337 qm umfassen und nahe am Hafen liegen, zwischen den Straßen Madero, Antártida Argentina, San Martín und Cecilia Grierson. Die Firma Consultatio, von Eduardo Constantini, kaufte eines Grundstücke für u$s 40,2 Mio., und die Firma TGLT, kontrolliert von Federico Weil, das zweite für 40,5 Mio.
***
Die AFIP hat die Frist für das sogenannte “Überbrückungssystem” für bestimmte säumige Steuerzahler bis Ende November 2017 verlängert. Es handelt sich um die Ratenzahlung von Schulden wegen Sozialabgaben oder Einbehaltung von Steuern (“retenciones y percepciones”). Dieses System ergänzt das vorangehende Moratorium und ist dazu bestimmt, allen Steuerzahler die Möglichkeit zu geben, ihre Lage in Ordnung zu bringen.
***
Für das Landwirtschaftsjahr 2017/18 wird mit einer um 3 Mio. Tonnen geringeren Produktion von Sojabohne gerechnet, was vornehmlich auf den Rückgang der bebauten Fläche um ca. 1 Mio. ha zurückzuführen ist. Sojabohne wurde zum Teil von Mais und Weizen verdrängt, und dann wirkten sich auch die großen Überschwemmungen aus. Der Experte Héctor Huergo weist in der Zeitung “Clarín” (28.10.17) darauf hin, dass dies durch Erhöhung der Erträge hätte ausgeglichen werden sollen, was jedoch nicht geschehen ist. Von 2005 bis 2010 ist der durchschnittliche Ertrag von 1,8 auf 2,8 Tonnen pro Hektar gestiegen, und danach fand keine weitere Zunahme statt, wie es in den USA und Brasilien der Fall war. Die Gruppe “Fertilizar” weist darauf hin, dass dies vornehmlich auf unzureichende Düngung zurückzuführen sei: es wird halb so viel Phosphor und Schwefel eingesetzt, wie jede Tonne Sojabohne dem Boden entnimmt. Das lasse sich schwer erklären, da eine ausreichende Düngung u$s 40 pro Hektar koste, aber 450 kg zusätzliche Sojabohne herbeiführe, die u$s 120 pro Hektar einbringen.
***
Die Produktion der industriellen kleinen und mittleren Unternehmen lag im September 2017 um 3,3% über dem Vorjahr, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Die Zunahme umfasst 53,3% der Unternehmen, während bei 27,9% eine Abnahme eintrat.
***
Am Freitag der Vorwoche wurden die Verträge für den Bau der neuen Gasleitung (an der Atlantikküste und im Zentrum des Landes) für u$s 1,32 Mrd. unterzeichnet. Die Zuteilung entfiel an Electromecánicas del Oeste (u$s 373,4 Mio.) und Sacte-TGS (u$s 946,9 Mio.). Diese Gasleitungen sollen Ende 2018 beendet sein.
***
Das Produktionsministerium erwartet, dass sich mehr Unternehmen dem Förderungssystem anschließen, das ihnen Steuervergünstigungen erteilt. Von 870.000 Unternehmen dieser Art im ganzen Land haben sich bisher 346.359 eingetragen. 19% entfallen auf Landwirtschaft, 26% auf Handel, 4% auf Bauwirtschaft, 11,1% auf Industrie, 174% auf Bergbau und 38,16% auf Dienstleistungen. Allein wegen der Möglichkeit der Verrechnung der Schecksteuer mit der Gewinnsteuer haben diese Unternehmen in einem Jahr zum Oktober 2017 $ 3,15 Mrd. gespart.
***
Das Produktionsministerium erledigt schon die letzten Versuche mit dem neuen System des “vereinfachten Exportes”, das noch in diesem Jahr voll in Kraft treten soll. Es handelt sich darum, dass Exporte von bis zu u$s 15.000, die in einem Jahr nicht u$s 600.000 übersteigen, direkt über DHL, Federal Express, UPS und die deutsche TNT Express erfolgen, ohne das übliche Zollverfahren. Bei den exportierten Gütern handelt es sich an erster Stelle um Bücher u. dgl, dann um Lederwaren, Ersatzteile verschiedener Art und Bekleidungsstücke. Der Exporteur muss sich bei diesem System nur per Internet bei der AFIP eintragen, braucht aber nicht in das Register der Exporteure des Zollamtes eingetragen zu sein.
***
Das Transportministerium hat eine Ausschreibung für den Kauf von 1.300 Passagierwaggons mit elektrischem Antrieb für die Vororteisenbahnen von Buenos Aires eingeleitet, mit der die bestehende Flotte von 1.346 Waggons praktisch verdoppelt wird. Es handelt sich um einen Auftrag von ca. u$s 2 Mrd. Offerten können bis zum 14. November 2017 eingereicht werden. Auch drei brasilianische Unternehmen werden sich an der Ausschreibung beteiligen, wobei sie schon mit der Bank BNDES über einen Kredit für diesen Zweck verhandeln. 20% des Wertes der Waggons muss aus Teilen bestehen, die in Argentinien gefertigt werden.
***
Am Montag hat die Gewerkschaft der Milchindustrie einem Abkommen mit dem Industrieverband und der Regierung zugestimmt, das wesentliche Aspekte des seit 1988 geltenden Arbeitsabkommens ändert. Die Gewerkschaft hat ihre traditionelle Haltung anlässlich der tiefen Krise der Milchgenossenschaft Sancor geändert, die ohne sie nicht überleben kann, wobei auch der Verkauf an ein anderes Unternehmen nicht möglich wäre. Der außerordentliche Beitrag für Arbeitnehmer wird von jährlich $ 3.700 auf $ 750 bei Kleinunternehmen und $ 1.500 bei großen verringert. Die außerordentliche Zulage für Arbeit am Wochende und in Feiertagen, die insgesamt 250% auf den normalen Lohn betrug, wird auf 100% beschränkt. Außerdem wird die sogenannte “Multifunktionalität” eingeführt, so dass ein Arbeiter mehrere Arbeiten verrichtet, je nach Bedarf des Unternehmens. Landwirtschaftsminister Buryaile bezeichnete dieses Abkommen als großen Erfolg. Ob Sancor dabei gerettet werden kann, ist eine andere Frage.
***
Die Agentur Standard & Poor´s hat die Benotung der Titel der argentinischen Staatsschuld von B auf B+ angehoben, mit der Begründung, dass die Aussichten der argentinischen Wirtschaft sich gebessert haben. Nur vor 11 Jahren, am 2. Oktober 2006, hatte Argentinien die gleiche Benotung wie jetzt. Danach wurde Argentinien schlechter benotet, vornehmlich wegen dem Konflikt mit den Holdouts. Seit die Macri-Regierung ihn überwunden hat, wurde die Benotung schrittweise gebessert. Dennoch fehlen vier Stufen bis zum sogenannten “investment grade”, was den Fonds erlaubt, diese Titel zu kaufen.
***
Der Index der Bautätigkeit des INDEC (benannt ISAC, índice sintético de la actividad de la construcción) verzeichnet für September 2017 eine interannuelle Zunahme von 13,4%, womit die ersten 9 Monate jetzt um 10% über dem Vorjahr liegen.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“Estimador mensual industrial”) lag im September 2017 um 2,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. In den zwei vorangehenden Monaten betrug die interannuelle Zunahme 5,1% und 6,6%.
***
Im August weist die Zahl der legal eingetragenen Beschäftigten eine Zunahme von 1,8% gegenüber Juli 2017 aus, berichtet das INDEC. Im privaten Bereich betrug die Zunahme 1,4%, im öffentliche 2,6%. Die gesamte Lohnsumme lag im August um 2,4% über Juli, nachdem die Löhne im privaten Bereich um 1,8% und im staatlichen um 4,4% gestiegen sind. In 8 Monaten 2017 verzeichnet die Lohnsumme eine Zunahme von 20,6%.
***
Durch Dekret 882/17 wurde verfügt, dass das staatliche Energieunternehmen Enarsa (Energía Argentina S.A.) in Integración Energética Argentina S.A umbenannt wurde. Gleichzeitig wird Ebisa S.A. (die u.a. den Strom von Yacyretá vertreibt) mit dem neu benannten Energieunternehmen fusioniert. Schließlich erhalten die geplanten Wasserkraftwerke Jorge Cepernic und Néstor Kirchner in Santa Cruz wieder ihre ursprünglichen Benennungen, nämlich Barrancosa und Condor Cliff. Dem Unternehmen Integración Energética Argentina werden die beiden Wasserkraftwerke in Santa Cruz und das Wärmekraftwerk in Río Turbio eingegliedert. Das Dekret ermächtigt den Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren, Aktiven im Besitz von Enarsa zu verkaufen, mit denen Einnahmen von schätzungsweise einer Milliarde Dollar erzielt werden sollen. Es handelt sich um folgende Objekte: 1. Die Wärmekraftwerke Barragán, Ensenada und Brigadier López, bei denen der Käufer sich verpflichten soll, den fehlenden Zyklus einzuführen; 2. 50% der Firma Citelec, die 52% des Ferntransportunternehmens für Strom Transener besitzt; 3. 51% des Aktienpaketes von Diositec. 3. Die Minderheitsbeteiligungen bei den Kraftwerken Central Puerto (8,7%), TransBa (8%) und Central Güemes. Der Erlös all dieser Verkäufe soll für die Erweiterung der Kapazität der Stromerzeugung eingesetzt werden.
***
Das Unterstaatssekretariat für kommerzielle Kontrollen der Landwirtschaft (SUCCA) hat vier Schlachthöfe vom Register der zugelassenen Unternehmen der Branche ausgeschlossen, die als Genossenschaften eingetragen waren, weil sie die geforderten sanitären Bedingungen nicht erfüllen. Darunter fällt auch der Schlachthof “El fuego y el agua”, das dem Unternehmer Alberto Samid gehört, der unter der vergangenen Regierung auch Vizepräsident des Zentralmarktes von Buenos Aires war. Samid wurde vor Jahren schon von der AFIP wegen einer gigantischen Steuerhinterziehung, die in allen Einzelheiten genau belegt wurde, vor Gericht angeklagt, aber unbegreiflicherweise geschah nichts. Ausserdem ist er verdächtigt, Lastwagen mit Rindern gestohlen zu haben.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilien hat Erdölgebiete für einen Betrag von u$s 1,9 Mrd. zugeteilt, die sich auf Förderungsrechte im Meeresgebiet vor Rio de Janeiro beziehen. Es ist das erste Mal, dass die Regierung Privatunternehmen die Möglichkeit gibt, diese Erdöllager direkt auszubeuten. Die großen Konzerne, die britisch-niederländische Shell, die US-Firma ExxonMobil, die chinesischen Cnooc und Cnodc, die britische BP, die französische Total, die norwegische Statoil, die spanische Repsol, die portugiesische Petrogal und Qatar Petroleum beteiligten sich an der Ausschreibung. Indessen wurden drei von den acht Blocks, um die es hier ging, an Petrobras zugeteilt, die sie gemeinsam mit anderen Unternehmen ausbeuten wird. Die Mittel, die die Regierung bei dieser Ausschreibung erhält, werden an erster Stelle für die Verringerung des Defizits des Bundesstaates, und dann auch das des Staates Rio de Janeiro bestimmt.
***
Geschäftsnachrichten
Mercedes Benz Argentina
Der Vorstandspräsident dieser Firma, Joachim Meier, der auch Geschäftsführer für Verkauf und Marketing von Lastwagen und Omnibussen ist, teilt mit, dass er sich Ende dieses Jahres von der Firma zurückzieht, nach 33 Jahren Tätigkeit beim Daimler-Konzern, und dass er neue Tätigkeiten in Argentinien aufnehmen will. J. Maier trat 1984 bei Daimler in Stuttgart ein. Jahre später wurde er zum Exekutivassistent der Präsidentschaft von Mercedes Benz Argentina ernannt, ein Amt, das er bis 1994 bekleidete, als er nach Stuttgart als Geschäftsführer für Marketing zurückkehrte. 1998 bis 2002 war er Präsident der Filiale in Kolumbien, und danach war er Leiter der Abteilung für besondere Fahrzeuge in der Lastwagenfabrik in Wörth. 2006 ging er auf die Leitungsabteilung für Verkauf und Marketing in Stuttgart über, und ein Jahr später wurde er Vizepräsident der Omnibusabteilung in Brasilien, und ab Dezember 2009 bis 2013 war er Vizepräsident der Verkaufsabteilung in Brasilien. 2014 übernahm er die Präsidentschaft der Firma in Argentinien. In Argentinien gelang es ihm, dass das Unternehmen eine führende Stellung bei Lastwagen, Omnibussen, Vans und Automobilen erreichte, wie es im vorangehenden Jahrzehnt nicht möglich gewesen war. Bei Vans wurde der Zugang zu den Märkten der USA und Kanada erreicht. Der Sprinter wurde in zwei Schichten erzeugt, mit zusätzlichen Beschäftigten.
Cervecería & Maltería Quilmes
Dieses auf dem Gebiet der Brauindustrie mit Abstand führende lokale Unternehmen teilt mit, dass 100 seiner Lastwagen schon Biodieselöl verwenden, was den Ausstoß von Kohlendioxyd um 35% verringert. Die Firma hat ihre Verpflichtung, umweltfreundliche Methoden einzuführen, anlässlich des Tages des Energiesparens, der am 21. Oktober gefeiert wurde, bestätigt. Außerdem arbeitet die Firma an einem Programm, sämtliche Leuchtkörper durch LED-Lampen zu ersetzen, sowie der Einführung von Verfahren, um die Biomasse bei der Bierbrauerei in Corrientes und in ihrer Fabrik für alkoholfreie Getränke in Pompeya (Stadt Buenos Aires) für Stromerzeugung einzusetzen und auch Solarzellen für die Gewinnung von Strom einzuführen. In drei Jahren hat das Unternehmen den Energiekonsum schon um 4% verringert. Die Brauerei Quilmes beschäftigt 5.719 Menschen in Argentinien, und betreibt 11 Fabriken (Brauereien und alkoholfreie Getränke), eine Malzfabrik, 9 Büros für direkten Verkauf und 9 Verteilungszentren. Hinzu kommt noch ein Netz von 190 unabhängigen Verteilern. Für die Periode 2016/20 hat die Firma Investitionen in Höhe von $ 26,87 Mrd. vorgesehen.
Los Grobo
Dieses Landwirtschaftsunternehmen, das Gustavo Grobocopatel aufgebaut hat, kennzeichnet sich besonders durch die Bildung von sogenannten “Pools”, bei dem Landwirte ihr Land einbringen, das gemeinsam verwaltet wird, wobei sie dann am Gewinn beteiligt werden. Gelegentlich kamen dabei über 100.000 ha zusammen. Doch jetzt berichtet Los Grobo, dass das am 30. Juni 2017 abgeschlossene Geschäftsjahr einen Verlust von $ 559 Mio. abgeworfen hat, der auf eine hohe Zinslast zurückzuführen ist, wobei gleichzeitig ein Betriebsgewinn bestand. Die Verschuldung der Firma erreichte u$s 180 Mio., und das ist untragbar. Daher wird der Partner Victoria Capital, der schon 2016 75% des Unternehmens übernommen hat, zusätzliches Kapital beitragen, mit dem die Schuld zum Teil getilgt wird. Abgesehen davon, erlitt das Unternehmen Schaden wegen Überschwemmungen. Dies hat auch das kontrollierte Unternehmen Agrofina betroffen, das sich mit dem Vertrieb von Unkraut- und Insektenvertilgungsmittel u.a. Produkten befasst. Für das neue Geschäftsjahr ist ein Konzernumsatz von u$s 600 Mio. vorgesehen, zu den Agrofina u$s 125 Mio. beiträgt. Der Konzern beschäftigt direkt 700 Personen. Dieses Jahr sät die Firma 90.000 ha.
Raghsa
Dieses Unternehmen der Bauwirtschaft hat ein Bürohaus von 100.000 Qm. auf der Avenida Libertador, Ecke Juana de Azurduy (im Stadtteil Nuñez) in Angriff genommen, das eine Investition von u$s 180 Mio darstellt. Das entsprechende Grundstück hatte Raghsa vom Staat für u$s 42 Mio. gekauft. Das Gebäude von 26 Stockwerken soll 2019 fertig sein.
IRSA
Dieses von Eduardo Elsztain kontrollierte Unternehmen, das die meisten Shopping-Center der Stadt Buenos Aires betreibt, und sich auch anderen Immobiliengeschäften widmet, hat 8,13% ihres Kapitals über die Börse untergebracht, so dass die Elsztain-Gruppe u$s 140 Mio. eingenommen hat. Käufer sollen ausländische Investmentfonds sein.
Gerdau
Dieses brasilianische Großunternehmen der Stahlindustrie hat eine Investition von u$s 232 Mio. in ihre Fabrik in Santa Fé vollendet, die besonders für die Erzeugung von langen Stahlteilen für die Bauwirtschaft und auch für die Kfz-Fabrikation bestimmt sind. Die Kapazität der Fabrik von 34.000 qm beläuft sich jetzt auf 650.000 Jato, und die Firma verspricht 800 neue direkte und indirekte Arbeitsplätze. Die neue Anlage soll Importe von Stahlrohstoffen von ca. u$s 100 Mio. ersetzen. Bei der Einweihung waren Prásident Macri, der Leiter der Firma in Brasilien, Johannpeter Gerdau, und Vertreter der Provinzregierung anwesend.
Ball Corporation
Dieses Unternehmen investiert u$s 16 Mio., um die Produktion von Aluminiumdosen in ihrer lokalen Fabrik in Burzaco um 50% auf 1,6 Mrd. Büchsen pro Jahr zu erhöhen. Anfang dieses Jahres hatte die Firma schon u$s 11,2 Mio. zwecks Erweiterung der Kapazität um 60% investiert. Der US-Konzern Ball Coporation hatte 2006 die lokalen Fabriken von Formatel gekauft, die eine Beteiligung von 78% am lokalen Markt für Aluminiumbehälter mit Sprühanlagen hatte, mit einer Kapazität von 200 Mio. Einheiten pro Jahr.
Loma Negra
Dieses lokal führende Zementunternehmen, das der brasilianischen Camargo Correa gehört, hat eine Aktienemission in New York für u$s 945 Mio. untergebracht. Verkauft wurden 251 Mio. Aktien in Form von ADS (American Depositary Shares), die zu u$s 19 untergebracht wurden. Diese ADS wurden sofort an der Börse von New York gehandelt, und stiegen gleich auf u$s 22,02. Der eingenommene Betrag wird zum Teil zur Schuldentilgung eingesetzt, und in Höhe von u$s 350 Mio. für die Kapazitätserweiterung.
Wirtschaftsübersicht
Ein revolutionäres Programm mit großen Fragezeichen
Am Montagmittag sprach Präsident Mauricio Macri vor dem sogenannten “Establishment”, das hier in letzter Zeit als der “rote Kreis” bezeichnet wird. Es handelt sich um diejenigen, die die Geschicke des Landes wesentlich bestimmen. Die ca. 170 Anwesenden setzten sich aus den Gouverneuren, den Kabinettsmitgliedern, dem Obersten Gerichtshof, Parlamentariern, Großunternehmern und Verbandsvertretern, Gewerkschaftern und wichtigen Politikern zusammen. Macri hat in seiner Rede die Grundlinien für seine neuen Regierungsperiode dargestellt, die mit dem Wahlsieg vom 22. Oktober beginnt und ab 10. Dezember, mit einer neuen Zusammensetzung des Parlaments, bei der der Kirchnerismus nicht mehr die Möglichkeit hat, Reformen grundsätzlich zu verhindern, voll zum Ausdruck kommen soll.
Was Macri vortrug, stellt eine wahre Revolution dar. Er will Argentinien zu einem fortgeschrittenen Land machen, wie etwa die EU und die USA, und die für diesen Sprung bestehenden Hemmungen überwinden. In der Tat sollte Argentinien objektiv viel wohlhabender sein, als es effektiv ist, und das betonte Macri. Doch Revolutionen stoßen auf große Widerstände, erfordern eine mutige Haltung des Präsidenten und auch viel politisches Geschick.
Das Konzept von Macri besteht darin, dass die Reformen, um die es geht, nicht auf einmal vollzogen werden (was faktisch nicht möglich ist), aber doch eine nach der anderen. Ununterbrochene Reformen sollen sozusagen zum System gehören. Dabei soll es einen ständigen Dialog mit der Opposition und auch mit Gewerkschaftlern und Unternehmern geben, was die Gefahr mit sich bringt, dass es zu Kompromisslösungen kommt, die im Wesen den Status quo beibehalten. Bei Revolutionen muss die ganze Gesellschaft vor Tatsachen gestellt werden, so dass sich die Diskussion auf nebensächliche Aspekte beschränkt. In den nächsten Monaten wird man sehen, wie dies in der Praxis aussieht. Es ist zunächst unvermeidlich, dass die Rede des Präsidenten mit großer Skepsis aufgenommen wurde.
Das neue Programm hat drei wesentliche Aspekte.
- Eine Neuordnung der Staatsfinanzen, mit dem Ziel, das Defizit auszumerzen. Macri war hier kategorisch: “Wir können nicht mehr ausgeben als wir einnehmen.” Doch gerade das ist gegenwärtig der Fall. Es geht um eine Steuerreform, um den Kampf gegen die Steuerhinterziehung, und besonders um die Abschaffung unnötiger oder unvernünftig hoher Ausgaben.
- Schaffung von Arbeitsplätzen. Macri stellte die Möglichkeit, dass alle eine formelle bezahlte Beschäftigung haben können, in den Mittelpunkt seiner Sozialpolitik.
- Verbesserung der “institutionellen Qualität”, was eine Justiz erfordert, bei der sich die Richter an das Gesetz und nicht an die Politik halten, und das Parlament die Interessen des Landes der kleinlichen Parteipolitik voranstellt.
Macri ging wenig auf Einzelheiten ein. Er erwähnte Beispiele der überhöhten Belegschaften in staatlichen Ämtern, wie das der Kongressbibliothek, die mit ihren 1700 Angestellten fünf Mal so viele hat, wie z.B. die von Chile. Indessen ist es keine Neuigkeit, dass die öffentliche Verwaltung beim Nationalstaat, aber noch mehr bei den Provinzen und Gemeinden, stark aufgebläht ist und gut 1,5 Mio. überflüssige Beamte hat. Macri erwähnte ebenfalls Fälle von überhöhten Gehältern, was auch keine Neuigkeit ist. Staatsbeamte können jedoch nicht entlassen werden, weil es das Gesetz nicht erlaubt. Und ein spezielles Gesetz, dass dies ändert, dürfte kaum im Kongress durchkommen. Macri gab keinen einzigen Hinweis, wie er dieses Problem in Angriff nehmen wird.
Beim Pensionssystem gibt es indessen schon Hinweise für eine Reform. Macri erwähnte die speziellen Pensionen, die politischen Charakter haben, und stellte das Prinzip auf, dass Pensionen nur an diejenigen gezahlt werden, die über 65 alt sind, bzw. 60 bei Frauen. In der Tat sind die zahlreichen Fälle von Pensionären, die unter 60 Jahre alt sind, ein wahrer Skandal, der jedoch kaum erwähnt wird. Wer weiß schon, dass die Angestellten der Bank der Provinz Buenos Aires mit 50 Jahren in Pension gehen können?
Was das Pensionssystem betrifft, so sind einige Reformen bekannt geworden, die die Regierung vorhat. Kabinettschef Marcos Peña gab bekannt, dass die bestehende Berichtigungsformel durch eine schlichte Indexierung gemäß Index der Konsumentenpreise ersetzt werden soll, die alle drei Monate vollzogen wird. Denn die bestehende Formel, bei der auch die Einnahmen der ANSeS berücksichtigt werden, führt zu Zunahmen, die über der Inflation liegen. Zum zweiten soll denjenigen, die arbeiten, erlaubt werden, später in Pension zu gehen. Das können sie schon jetzt; aber um was es geht, ist dass der Arbeitgeber dann den Arbeitnehmer nicht zwingen kann, seine Pensionierung einzuleiten. Das würde auch bedeuten, dass der Staat dann nicht mehr die Beamtenzahl auf diese Weise verringern kann. In sehr vielen Fällen wollen Staatsangestellte nicht in Pension gehen, weil sie dann ein viel niedrigeres Einkommen haben. In der Regierung sind sich die zuständigen Beamten bewusst, dass die allein wegen Alterung der Bevölkerung zunehmende Belastung von Pensionen und Hinterbliebenenrenten ein Problem für die Staatsfinanzen darstellt. Die Regierung will diese Entwicklung zunächst mildern, was ein bescheidenes Ziel ist. Es war die Rede davon, dass 2018 um die $ 100 Mrd. gespart würden, bezogen auf den Betrag, der im Budget enthalten ist (das noch nicht vom Kongress genehmigt wurde).
Was die Steuerhinterziehung betrifft, die gewiss ein großes Problem darstellt, so hat Macri nur den Fall dargestellt und seine Bedeutung hervorgehoben, aber konkret nichts gesagt. Ohne eine wesentliche Verbesserung der Erfassung der Steuerpflichtigen kann weder das Defizit der Staatsfinanzen ausgemerzt, noch die Steuerlast derjenigen, die ihre Steuern effektiv zahlen, verringert werden. Macri hat nicht einmal das neue System zur Kontrolle der Rindfleischwirtschaft erwähnt, das er selber eingeführt und in der Vorwoche während zwei Stunden mit Vertretern einzelner Verbände besprochen hat. Es ist ein wichtiger Meilenstein, wobei man dann an weitere Sonderkontrollen denken kann, um konkrete Fälle von bedeutender Steuerhinterziehung zu bekämpfen. Denn so wie das System jetzt gestaltet ist, handelt es sich um eine Jagd im Zoo. Man muss hier sehr kreativ sein, was die AFIP-Beamten jedoch gewiss nicht sind. Und andere Bürokraten auch nicht.
Vollbeschäftigung sollte gewiss das Hauptziel der Arbeitspolitik sein. Doch Macri erwähnte das Wort nicht, und stellte nur die effektive Möglichkeit, zu arbeiten, als wesentlichen Aspekt der Armutsbekämpfung hin. Beiläufig erinnerte er die anwesenden Gouverneure daran, dass das neue Gesetz über Arbeitsunfälle und -krankheiten, bisher nur von der Stadt Buenos Aires und der Provinz Córdoba bestätigt worden sei. Am Mittwoch kam dann noch Mendoza hinzu. In der Tat ist hier die Zahl der Klagen stark zurückgegangen, was den Erfolg der Reform zeigt. Die meisten Gouverneure kümmern sich jedoch nicht um den Fall. Und andere, wie María Eugenia Vidal, stoßen auf Widerstand im Provinzkongress. Auf die grundsätzliche Reform der Arbeitsgesetzgebung ging Macri nicht ein.
Zunächst soll ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht werden, das sich auf die Legalisierung der Schwarzarbeit und Klärung zahlreicher konfliktiver Themen der Arbeitsgesetzgebung bezieht. Wahrscheinlich wird es erst nach dem 10. Dezember behandelt werden, wenn das Parlament eine regierungsfreundlichere Zusammensetzung hat. Dann wird auch der Arbeitsanwalt Héctor Recalde, der einen verheerenden Einfluss auf das Parlament und die Regierung von Cristina K. hatte, nicht mehr Deputierter sein.
Der Übergang auf legale Arbeit sollte auch für die Gewerkschaften in Ordnung sein, denen Arbeitsminister Jorge Triacca das Projekt von 145 Artikeln übergeben hat, damit sie Einwände vorbringen können, bevor es im Kongress behandelt wird. Doch andere Reformvorschläge (über die wir an anderer Stelle im Einzelnen berichten) enthalten Konfliktstoffe. Vor allem die Arbeitsanwälte dürften opponieren, weil ihnen dabei viele Prozessmöglichkeiten entgehen. Diese Zunft hat großen Einfluss, und versteht es, Deputierten, Senatoren u.a., die von Arbeitsrecht nichts verstehen, den Fall auf ihre Weise zu erklären. Diese Unternehmer sollten diesem verhängnisvollen Einfluss entgegenwirken. Präsident Macri stellt das Problem der zahlreichen Arbeitsprozesse stets in den Vordergrund. Im Endeffekt werden dadurch die Arbeitskosten erhöht, wobei das Risiko, gelegentlich eine hohe Entschädigung (plus ebenfalls hohe Anwaltshonorare) zahlen zu müssen, vor einer möglichen Einstellung abschreckt.
Das Reformprojekt ist sehr wichtig. Doch es verbleiben noch viele Probleme. An erster Stelle sollte die Verlängerung der Periode, während der ein neuer Arbeitnehmer kein Anrecht auf Entlassungsentschädigung hat, von drei Monaten auf zwei Jahre, verfügt werden, damit viele mögliche Arbeitsplätze besetzt sind, die nicht stabil sind oder es eventuell nicht sein können. Z.B. ist dies der Fall, wenn ein Unternehmen hohe Aufträge hat, aber nicht sicher ist, ob dies in Zukunft weiter so sein wird.
Es ist auf alle Fälle ein großer Fortschritt, dass die Beschäftigungsthematik jetzt in den Vordergrund gestellt worden ist. Denn bisher hatten sich die Gewerkschaften nur Sorgen um die Erhaltung der bestehenden Arbeitsplätze gemacht, statt das Problem gesamtwirtschaftlich zu betrachten, und die Kirchner-Regierungen (und vorher auch andere) hatten sich dieser Ansicht angeschlossen. Grundsätzlich geht es um die ständige Schaffung von Arbeitsplätzen, um Arbeitslosen, Unterbeschäftigen und, vor allem, den neuen Generationen eine Arbeitsmöglichkeit zu bieten, und nicht darum, dass die schon beschäftigten ein Privileg haben und die anderen nur nebenbei interessieren.
Wirtschaftsübersicht
Die Problematik der Provinzsteuern
Die Provinzen, einschließlich der Bundeshauptstadt (die nicht vollständig den juristischen Status einer Provinz hat) haben in den letzten 15 Jahren ihre Ausgaben real stark erhöht und dabei auch die Sätze ihrer Steuern angehoben und zusätzliche Steuern geschaffen. Das Grundproblem liegt dabei an einer bedeutenden Erhöhung der Beamtenzahl, die gegenwärtig um die 2,5 Mio. erreicht hat, nachdem es vorher um die 1,8 Mio. waren, und bis 1983 sogar nur 800.000. Es sind auf alle Fälle gut 500.000 zu viele. Es muss allgemein eine Strategie zwecks Beamtenabbau geben. Doch davon ist nicht die Rede. Im Grunde ist in den Provinzen die Beschäftigung bei der Provinzverwaltung eine Form der Arbeitslosensubvention.
Der landwirtschaftliche Verband “Sociedad Rural Argentina” hat in seinem Institut für wirtschaftliche Studien jetzt die Provinzsteuern unter die Lupe genommen. SRA-Präsident Luis Miguel Etchevehere gab folgende Grunddaten dieser Analyse bekannt:
- Die gesamte Steuerlast der provinziellen Steuern macht 5,3% des Bruttoinlandsproduktes aus.
- Dabei stellt die Steuer auf den Bruttoumsatz 4,1% des BIP dar. Diese Steuer steht somit an dritter Stelle aller Steuern, also auch der nationalen, nachdem die Mehrwertsteuer 7,1% und die Gewinnsteuer 5,4% des BIP darstellen.
- Die Provinzsteuern sind ab 2002 real um 78% gestiegen. Dabei beträgt die Zunahme bei der Bruttoumsatzsteuer 131%, und bei der Stempelsteuer 136%.
- Die Bruttoumsatzsteuer hat heute eine Beteiligung von 75% am Erlös der Provinzsteuern, während es 2002 nur 58% waren.
- Die Steuerbelastung ist bei den einzelnen Provinzen sehr unterschiedlich. In Prozenten des BIP ergeben sich die Anteile wie folgt. Tucumán: 7,8%; Misiones: 7,5%; Santa Cruz: 7,4%; Salta: 7,3%; Rio Negro: 7%; Tierra del Fuego: 6,6%; La Pampa: 5,3%; Chubut: 5,3%; Entre Rios: 5,1%; Buenos Aires: 5,1%. Gesamthaft sind es 5%. Bei zehn Provinzen kommen die Erdöl- und Gasgebühren zu ihren Steuern hinzu, und bei anderen die Bergbaugebühren. Ärmere Provinzen erhalten einen höheren Anteil am BIP aus den nationalen Steuern, so dass die eigenen Steuern besonders bei den reicheren, also an erster Stelle die Bundeshauptstadt und an zweiter die Provinz Buenos Aires, eine größere Rolle spielen.
Von allen nationalen und Provinzsteuern ist die, die auf den Umsatz erhoben wird, die, die am meisten verzerrend auf die Wirtschaft wirkt, weil sie bei jedem Weiterverkauf erneut erhoben wird und somit den Endpreis stark belastet. Die Steuer wird z.B. auf Weizen, dann auf Mehl, dann auf Brot und schließlich beim Verkauf an den Kunden in der Bäckerei oder im Supermarkt erhoben. Gesamthaft macht dies dann über 5% des Endpreises aus, wobei dann noch die MwSt. hinzukommt.
Dabei entsteht auch eine Bevorzugung der vertikal integrierten Unternehmen, bei denen die internen Lieferungen nicht von der Steuer belastet werden. Ein Fabrikant, der auch ein Einzelhandelsgeschäft betreibt, zahlt die Steuer nur einmal. Dies stellt einen legalen unlauteren Wettbewerb dar.
Einige Provinzen haben einen höheren Steuersatz bei Waren festgesetzt, die aus anderen Provinzen stammen. Das ist verfassungswidrig, da es einem internen Zoll entspricht, der in der Verfassung ausdrücklich verboten ist. Die Provinzregierung von Córdoba hat dies jetzt abgeschafft. In der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires sind für 2018 vereinzelte Erleichterungen bei dieser Steuer vorgesehen, so dass gesamthaft mit geringeren realen Einnahmen gerechnet wird.
Da die Provinzen jedoch nicht auf Steuereinnahmen verzichten können, müssen sie sich um höhere Einnahmen bei anderen Steuern kümmern. In der Stadt Buenos Aires ist für 2018 eine Erhöhung der ABL-Gebühr (“Alumbrado, barrido y limpieza”), die im Wesen eine Immobiliensteuer ist, um 30% vorgesehen, was mehr als die Inflation sein würde. Die Provinz Buenos Aires sieht im Haushaltsprojekt für 2018 eine Zunahme der städtischen Immobiliensteuer von 56% und der ländlichen um 50% vor. Das wird viele Immobilienbesitzer hart treffen, vor allem diejenigen mit Wohnungen der oberen Kategorie in den Bezirken nördlich der Bundeshauptstadt.
Auf alle Fälle werden die Provinzen nicht auf die Bruttoumsatzsteuer verzichten können. Als 1974 auf nationaler Ebene die Mehrwertsteuer eingeführt wurde, wurde die provinzielle Bruttoumsatzsteuer zunächst abgeschafft. Doch 1976 wurde sie von der Militärregierung sofort wieder eingeführt, da die Provinzen nicht auf diese Einnahmen verzichten konnten und ihnen der Bundesstaat auch nicht das Geld geben konnte. Danach wurde mehrmals die Möglichkeit studiert, diese Steuer durch eine solche zu ersetzen, die weniger verzerrend wirkt. Als erstes wurde die Möglichkeit erwogen, einen Zusatz auf die nationale MwSt. zu schaffen. Doch dabei würde der Satz der Steuer von 21% auf etwa 30% steigen, was faktisch nicht zu verkraften ist. Als zweite Alternative wurde (und wird auch jetzt) an eine Verkaufssteuer gedacht, die nur den Verkauf des Einzelhandels an einen Endkonsumenten erfasst, wie sie u.a. in den USA besteht. Doch gerade der Bereich des Einzelhandels weist eine hohe Hinterziehung auf, die bei einer Verkaufssteuer noch zunehmen würde, und dies ist besonders schwer zu kontrollieren. Somit würde diese Steuer schließlich nur einen Bruchteil des Erlöses der Bruttoumsatzsteuer ergeben. Es ist gewiss nicht einfach, einen vollen Ersatz für die Bruttoumsatzsteuer zu finden.